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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Einzelplan 14 – Ministerium für Wissen-
schaft, Forschung und Kunst des Staatshaushaltsplans für die Haushaltsjahre 
2023/2024 in seiner 23. Sitzung am 25. November 2022 beraten. 

In die Beratung einbezogen wurde auch die Mitteilung des Ministeriums für Fi-
nanzen vom 26. Oktober 2022 betr. Beschäftigungsbedingungen, Bezüge, Dota-
tionen und Ausstattung der vom Land Baden-Württemberg aufgrund außertarif-
licher Sonderverträge Beschäftigten – Drucksache 17/3503, soweit sie den Einzel-
plan 14 berührt. 

Die zu dieser Einzelplanberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge 
14/1 bis 14/8, 14/10, 14/12, 12/13, 14/15 bis 14/20, 14/23, 14/24, 14/29 bis 14/32, 
14/34 bis 14/64, 14/66 bis 14/77 sowie die Entschließungsanträge 14/9, 14/11, 
14/14, 14/21, 14/22, 14/25 bis 14/28, 14/33 und 14/65 sind diesem Bericht bei-
gefügt (siehe Anlagen). 

Der Berichterstatter trägt als Berichterstatter vor, Einzelplan 14 repräsentiere 
den zweitgrößten Fachetat. Dessen Volumen belaufe sich für das Jahr 2023 auf  
6,35 Milliarden € und für das Jahr 2024 auf 6,57 Milliarden €. Seines Erachtens 
seien die Mittel im Bereich Bildung gut aufgehoben.

Ungefähr 65 % der Mittel flössen in den Bereich Hochschulen, rund 8 % in den 
Bereich Kunst und ca. 14 % in den Bereich Forschung. Etwa 14 % entfielen auf 
die restlichen Kapitel, wo die veranschlagten Mittel durch gesetzliche und über-
regionale Festlegungen gebunden seien; er verweise hierzu auf die Deutsche For-
schungsgemeinschaft, die Max-Planck-Gesellschaft sowie auf BAföG und Ver-
sorgungsbezüge. 

Gemessen am Gesamtvolumen des Haushalts befinde sich der Etat des Wissen-
schaftsministeriums auf Wachstumskurs. Der größte Teil des Wachstums lasse sich 
auf Änderungen bei der Finanzierung des KIT zurückführen. Der Bundesanteil an 
der Finanzierung des KIT werde diesem nun über das Land zur Verfügung gestellt. 
Dadurch erhöhe sich das Volumen des Einzelplans um ca. 350 Millionen €.

Die Ausgaben im Bereich des Einzelplans 14 erhöhten sich im Jahr 2023 um  
400 Millionen € und im Jahr 2024 um 230 Millionen €. Diese Mehrausgaben flös-
sen vor allem in die Hochschulfinanzierungsvereinbarung II.

Die Zahl der Stellen im Geschäftsbereich des Ministeriums für Wissenschaft, For-
schung und Kunst (MWK) steige in den nächsten Jahren moderat auf 10 021,5 im 
Jahr 2024. Dieser Anstieg sei notwendig, da zusätzliche Aufgaben anfielen und 
die Ansprüche zunähmen. In diesem Bereich müsse der Finanzausschuss flexibel 
bleiben und weiter unterstützen.

Einen Schwerpunkt bildeten die Unterstützungen der Innovationscampusprojekte 
Cyber Valley und „Health & Life Science Alliance“ sowie des „InnovationsCam-
pus Mobilität der Zukunft“. Noch nicht im Einzelplan 14 berücksichtigt worden 
seien die Innovationscampusmodelle Quantentechnologien und Nachhaltigkeit, 
zu denen Änderungsanträge vorlägen. 

In den Bereichen Bauen und „Versorgung der Immobilien“ verbrauche das MWK 
die meisten Mittel. Mit Blick auf die gestiegenen Energiepreise müssten die The-
men Energiemanagement und Energieversorgung zukünftig stärker berücksichtigt 
werden. Daran arbeite das MWK zusammen mit dem Finanzministerium. Es wer-
de geprüft, was neben den Fotovoltaikanlagen auf den Gebäuden der Universi-
tätskliniken, wofür 1 Million € pro Jahr im Haushalt vorgesehen seien, gemacht 
werden könne. Hier seien weitere Investitionen nötig.

Einen weiteren Schwerpunkt des Einzelplans 14 bilde das Thema Gesundheits-
standort mit den Bereichen Digitalisierung, Vernetzung und Kooperation, vor 
allem der Universitätskliniken. Wichtig sei in diesem Zusammenhang auch der 
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Ausbau der Akademisierung der Gesundheitsberufe. Dafür sei im Einzelplan 14 
der Ausbau der bestehenden Studiengänge Physiotherapie an der Hochschule 
Furtwangen und Logopädie an der Pädagogischen Hochschule Weingarten vor-
gesehen. Dadurch solle dem Umstand Rechnung getragen werden, dass die Be-
völkerung Baden-Württembergs im Durchschnitt immer älter werde.

Ein weiterer Fokus liege auf dem Gebiet „Erfolgreich studieren mit und nach Co-
rona“. Für die Studierenden im Land seien weitere Mittel für die Bewältigung von 
Lernrückständen im Einzelplan 14 zur Verfügung gestellt worden. 

Zum Wintersemester 2023/2024 starte an der Pädagogischen Hochschule Frei-
burg der neu eingerichtete Studiengang Lehramt Sozialpädagogik, der 175 Stu-
dienanfängerinnen- und Studienanfängerplätze biete. Dies sei für die Region sehr 
notwendig. Über eine Erhöhung der Zahl der Studienplätze sei im Anschluss zu 
diskutieren. Dabei müsse berücksichtigt werden, ob sich eine Erhöhung mit den 
vor Ort bestehenden Kapazitäten realisieren lasse. In manchen Bereichen über-
steige das Angebot an Studienplätzen die Nachfrage. Insgesamt müsse darauf hin-
gewirkt werden, dies auszutarieren. Das Thema Lehramt werde den Haushaltsge-
setzgeber auch in Zukunft beschäftigen müssen. 

Auf das Thema Digitalisierung gehe er nicht ausführlich ein. Er hebe aber hervor, 
dass das Land mit dem Innovationscampus Cyber Valley durchaus erfolgreich sei. 
Das Gleiche gelte für die „High Performance Computing“-Landesstrategie. Die 
Universität Stuttgart schneide mit ihrem Höchstleistungsrechenzentrum in diesem 
Bereich im bundesweiten Vergleich besonders gut ab. Es sei wichtig, beim Thema 
„High Performance Computing“ weiter voranzugehen. Davon profitiere nicht nur 
das MWK, sondern auch die Wirtschaft, die Möglichkeiten habe, auf das Höchst-
leistungsrechenzentrum Stuttgart zuzugreifen. 

Das Land befinde sich mitten in der Umsetzung der Hochschulfinanzierungsver-
einbarung. Im Jahr 2023 müsse notwendigerweise mit der Arbeit an einer Nach-
folgevereinbarung begonnen werden. Zwar seien die Mittel für diesen Bereich 
deutlich aufgewachsen, doch habe das Land höhere Ansprüche und Erwartungen, 
die erfüllt werden sollten. 

Im Bereich „Kultur im ländlichen Raum“ sehe der Einzelplan 14 weitere Mittel-
erhöhungen vor, die durch einen der vorliegenden Änderungsanträge untermauert 
werden sollten.

Das Thema „Green Culture“ werde mit den jeweiligen Institutionen weiter vo-
rangebracht. Für besonders wichtig erachte er in diesen Zeiten auch das Thema 
„Soziale Lage der Künstlerinnen und Künstler“. Die Berücksichtigung der für die 
Künstlerinnen und Künstler wichtigen Steigerung der tariflichen Bezahlung im 
Haushalt sei gut. 

Der Ministerin sei eine verantwortungsvolle Erinnerungskultur besonders wich-
tig. Die Namibia-Initiative des Landes, die Provenienzforschung und die kolo-
niale Verantwortung im Zusammenhang mit den Benin-Rückgaben seien bekannt. 
Das MWK arbeite weiter an diesen Themen, die berücksichtigt werden müssten, 
wenn über das Linden-Museum und andere Museen gesprochen werde.

Zum baubezogenen Mehrbedarf in Kultureinrichtungen des Landes werde er kei-
ne Ausführungen machen. Diese Bedarfe seien sehr groß. Darüber müsste noch 
diskutiert werden. 

Der Einzelplan 14 habe auch Einsparungen zu verzeichnen. Ab 2023 kürze das 
MWK die Mittel für das Zentrum für Kulturelle Teilhabe um jährlich 300 000 €. 
Außerdem entfielen die Zuschüsse für die nicht staatliche Fachhochschule in Isny, 
die ihren Betrieb eingestellt habe. Dies führe zu Einsparungen in Höhe von  
430 000 €. Weitere Konsolidierungsmaßnahmen ergäben sich aus der Kürzung 
der Vergaberahmenreste der Hochschulen und der Kürzung der bei den Zulagen 
für Juniorprofessorinnen und -professoren sowie Juniordozentinnen und -dozen-
ten zur Verfügung stehenden Ausgabereste. 
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Eine gute Nachricht sei, dass die Ausgabereste nicht mehr anwüchsen, sondern 
sich, gemessen am Anteil des Einzelplans 14 am Gesamthaushalt, stabilisiert hät-
ten. Dies sollte beibehalten werden. Die vorhandenen Ausgabereste seien zum 
Großteil in wichtigen Projekten, vor allem an den Hochschulen des Landes, ge-
bunden. 

Demgegenüber sei die Last der globalen Minderausgabe, die der Haushaltsgesetz-
geber mit zu verantworten habe, nur schwer zu tragen. Die Abgeordneten müss-
ten sich überlegen, wie mit der globalen Minderausgabe in Zukunft umgegangen 
werden könne, damit Baden-Württemberg keinen Strukturschaden erleide. Auch 
wenn die globale Minderausgabe im Bereich des MWK mit 150 Millionen € im 
Vergleich mit dem Gesamtvolumen des Einzelplans 14 gering erscheine, dürfe 
nicht vergessen werden, dass der Großteil der Haushaltsmittel des MWK bereits 
in verschiedenen Projekten gebunden sei. Die Erwirtschaftung der globalen Min-
derausgabe könne also durchaus Kopfzerbrechen bereiten. 

(Redaktioneller Hinweis: Der Vorsitzende fragt im Folgenden bei 
jedem Aufruf von Kapiteln, Anträgen und weiteren Beratungsge-
genständen nach Wortmeldungen. Dies wird angesichts der Vielzahl 
der Aufrufe nicht explizit im Protokoll wiedergegeben. Soweit also 
nach einem Aufruf keine Ausführungen zur Sache vermerkt sind, ist 
der Ausschuss ohne Wortmeldungen direkt in die Beschlussfassung 
eingetreten.)

Der Ausschuss nimmt von der Mitteilung Drucksache 17/3503, so-
weit diese den Einzelplan 14 betrifft, ohne Widerspruch Kenntnis.

Ferner nimmt der Ausschuss vom Vorwort sowie von den produkt-
orientierten Informationen ohne Widerspruch Kenntnis.

Kapitel 1401

Ministerium

Der Vorsitzende ruft den Änderungsantrag 14/34 mit zur Beratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD legt dar, sie nutze den Aufruf des Ände-
rungsantrags für einige allgemeine Ausführungen. 

Gerade habe der Ausschuss von den Zielen des Ministeriums Kenntnis genom-
men. Sie sei überrascht, dass das Ministerium den Rückgang der Zahl der Studi-
enabschlüsse seit 2020 hinnehme, und wolle wissen, mit welchen Entwicklungen 
das MWK diesbezüglich in Zukunft rechne.

Der Einzelplan 14 greife viele Punkte auf, die die SPD als Oppositionsfraktion 
in den vergangenen sechs Jahren immer wieder angemahnt habe. In einigen Be-
reichen gingen die Vorschläge der Regierungsfraktionen allerdings noch nicht 
weit genug, beispielsweise beim Aufwuchs der Studienplätze im pädagogischen 
Bereich.

Ihre Fraktion habe sich viele Gedanken gemacht, wie sie die Landesregierung 
dazu bewegen könne, etwas im Zusammenhang mit der großen Herausforderung 
der Universitäten in Bezug auf die Energiekosten zu unternehmen. Mittlerweile 
sei der Bund tätig geworden. Die Universitäten partizipierten von der Gas- und 
Strompreisbremse, wie aus einem Schreiben des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung von Anfang November dieses Jahres hervorgehe. Gleichzeitig sei 
im Einzelplan 12 – Allgemeine Finanzverwaltung – eine Rücklage für Inflations- 
und Energiepreisrisiken veranschlagt worden. Sie interessiere, wie sich die beiden 
Instrumente zueinander verhielten. Die Universitäten dürften nicht auf ihren Ener-
giekosten sitzen bleiben.
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Auf dem Gebiet der Hochschulen für angewandte Wissenschaften anerkenne sie 
die Bemühungen, die Digitalisierung voranzubringen. Mit dem Einzelplan 14 sei 
der Landesregierung in diesem Bereich jedoch kein großer Wurf gelungen; es 
gehe nur schleppend voran. Bei der Digitalisierung müsse dringend nachgesteuert 
werden.

Allein die Einführung des Promotionsrechts für die Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften reiche nicht aus. Ihre Fraktion fordere von der Landesregierung 
Auskunft darüber, wie sich die Lehrverpflichtungen der forschenden Professo-
rinnen und Professoren an den Hochschulen für angewandte Wissenschaften ent-
wickelten. Dies sei ein zentraler Punkt. Dazu lasse sich im Haushaltsplan nichts 
finden. 

Die Duale Hochschule Baden-Württemberg (DHBW) befinde sich auf einem gu-
ten Weg. Sie interessiere, warum der DHBW für das Jahr 2023  5 Millionen € 
weniger zur Verfügung stünden, die für das Folgejahr wieder eingeplant worden 
seien. 

Bauvorhaben, die das Land für die Ausbildung des eigenen Nachwuchses drin-
gend benötige, kämen nicht voran. Sie bitte die Ministerin um Erläuterung der 
Gründe, warum Bauvorhaben stockten. 

Im Bereich der Universitätskliniken erkenne die SPD-Fraktion die projektbezoge-
nen Anstrengungen des MWK. Dringend erforderlich sei aber die Ausarbeitung 
eines Masterplans für die anstehenden Sanierungs- und Baumaßnahmen. Sie inte-
ressiere, welche Sicherheiten das Land den Universitätskliniken gebe, damit diese 
den Aufgaben nachgehen könnten, die ein moderner Gesundheitsstandort wie Ba-
den-Württemberg von der Höchstleistungsmedizin erwarten dürfe. 

Ihrer Fraktion sei darüber hinaus aufgefallen, dass der Haushaltsentwurf viele 
Koordinierungsstellen enthalte. Die erste ergebe sich aus dem Änderungsantrag 
14/34 der Regierungsfraktionen und betreffe die Einrichtung eines Innovations-
labors. Es gehe weiter mit dem Aufbau von zentralen Geschäftsstellen und der 
Finanzierung von Organisationsstrukturen. Außerdem liege ein Entschließungs-
antrag vor, mit dem die Regierungsfraktionen die Landesregierung aufforderten, 
die Mittel für die Innovationscampusprojekte und -modelle zu verstetigen. Grund-
sätzlich halte ihre Fraktion Koordinierungsstellen für sinnvoll. Ihr stelle sich aber 
die Frage, welchen Mehrwert diese Stellen lieferten und bis wann dieser Effekt 
eintrete.

Sie freue sich über die Konkretisierung der Forschungsstelle Rechtsextremismus. 
Die SPD-Fraktion habe diesbezüglich immer wieder nachgehakt und bereits wäh-
rend der gemeinsamen Regierungszeit mit den Grünen dafür gesorgt, dass ein 
Schritt nach dem anderen erfolge. Nach ihrer Kenntnis werde die Forschungsstel-
le in Karlsruhe angesiedelt. Sie wolle wissen, wo die Forschungsstelle tatsächlich 
angesiedelt werde.

Verwundert habe sie die große Zahl der Änderungsanträge der Regierungsfraktio-
nen. Viele davon betroffene Positionen hätten ihrer Meinung nach direkt Teil des 
Haushaltsplanentwurfs sein können. Dies gelte beispielsweise für den Änderungs-
antrag 14/41 und die damit begehrte Erhöhung der Landeszuschüsse für Bundes-
einrichtungen oder für die Änderungsanträge zu den Kapiteln 1424 und 1425, 
die die Badische und die Württembergische Landesbibliothek beträfen. Die Not-
wendigkeit der Erneuerung bzw. Erweiterung des Bestands liege auf der Hand. 
Ihr stelle sich die Frage, ob die Beteiligten keine Einigung hätten erzielen kön-
nen oder ob die neue Hausspitze des MWK oder gar die letzte Regierungserklä-
rung des Ministerpräsidenten, in der er über vieles gesprochen habe, was nicht im 
Haushaltsplan stehe, dafür ursächlich seien.

Bezüglich der Anträge der SPD-Fraktion merke sie an, steter Tropfen höhle den 
Stein. Daher fordere ihre Fraktion mit ihrem Entschließungsantrag 14/9 erneut, 
die Semestergebühren für internationale Studierende und für das Zweitstudium 
abzuschaffen. Außerdem müsse die Unterstützung für Studierende im Land in 
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Form der psychologischen Beratungsstellen verstetigt werden. Ferner sei die Fi-
nanzhilfeentwicklung im Blick zu behalten und die BAföG-Bearbeitung zu ver-
bessern.

Der Ministerin biete sie die Hilfe der SPD-Fraktion an, die Zielsetzungen im 
Zusammenhang mit der Chancengleichheit zu erreichen bzw. zu verbessern. Sie 
verweise in diesem Zusammenhang auf den Änderungsantrag 14/5 ihrer Fraktion, 
der die Erhöhung der Mittel für das Margarete von Wrangell-Programm begehre, 
damit der Frauenanteil an Professuren erhöht werde.

Kein Verständnis habe die SPD-Fraktion für die Kürzung der Mittel für die kultu-
relle Teilhabe. Nach zwei Jahren Coronapandemie forderten sämtliche Bildungs-
einrichtungen neue Ideen. Ihre Fraktion wolle gesellschaftliche Impulse geben, 
damit vor allem Kinder und Jugendliche, aber auch bildungsferne Haushalte mehr 
Möglichkeiten zur Teilhabe am kulturellen Leben erhielten.

Mit dem Änderungsantrag 14/19 der SPD solle die große Bedeutung der Eis-
zeitkunst als kulturelles Erbe Baden-Württembergs hervorgehoben werden. Ihre 
Fraktion befürchte, das MWK könne in diesem Bereich ins Hintertreffen geraten. 
Die museale Präsentation dieses Themas werde nicht gut entwickelt. Außerdem 
bestehe die Sorge, die Universität Tübingen bekomme bei der Präsentation und 
der Aufarbeitung dieses kulturellen Erbes nicht den nötigen Einfluss. Das Mit-
spracherecht der Universität Tübingen müsse gewährleistet sein. Die SPD-Frak-
tion wünsche sich mehr Einflussnahme und Hartnäckigkeit und ferner, dass die 
Ministerin und ihr gesamtes Haus die Bedeutung der Eiszeitkunst aufnähmen.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU bemerkt, der Bund sei hinsichtlich der 
Entlastung der Universitäten und Universitätskliniken aktiv geworden. Wie viel 
Geld den einzelnen Einrichtungen zur Verfügung stehe, wisse er nicht, da die 
Verteilungsschlüssel, im Gegensatz zum Gesamtvolumen des Pakets, nicht be-
kannt seien. Klar sei, dass die Mittel zur Deckung der Mehrkosten nicht genügten.
 
In diesem Zusammenhang empfinde er es als widersprüchlich, dass seine Vorred-
nerin gefragt habe, wie viele Mittel aus den Rücklagen für Universitäten und Uni-
versitätskliniken Verwendung fänden, nachdem ein Fraktionskollege von ihr am 
Vortag vorgeschlagen habe, die Rücklagen für Haushalts- und für Energiepreis-
risiken für Mehrinvestitionen im Verkehrsbereich zu nutzen. Die Bildung von 
Rücklagen sei nötig. Das Landesprogramm zur Entlastung der Universitäten wer-
de sich am Bundesprogramm orientieren, um die Mittel bestmöglich einzusetzen. 

Abgesehen von der Einrichtung einer Koordinierungsstelle in einem Bereich ab-
seits der Innovationscampusprojekte und -modelle spiele Innovation bei der SPD-
Fraktion keine große Rolle. Die Haushalte für das Ministerium für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst sowie das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport legten 
die Grundlagen für das Baden-Württemberg von morgen und die Möglichkeiten, 
wie sich die Menschen im Land in Zukunft unterhielten und das Land gestalteten.
 
Innovation sei dafür ein wichtiges Thema. Der Haushaltsgesetzgeber verfüge heu-
te über Geld, das mittels Innovationen der Vergangenheit verdient worden sei. 
Die damaligen Haushaltsgesetzgeber hätten sich entschieden, das Geld in die Zu-
kunft zu investieren anstatt in den Konsum. 

Mit Innovationen in Höhe von mehr als 40 Millionen € in Innovationscampuspro-
jekte und -modelle mache Baden-Württemberg mit diesem Haushalt einen großen 
Schritt nach vorn. Die Technologie von morgen bestehe nicht mehr im Bau eines 
Autos, sondern in der Mobilität an sich. Lebenswissenschaften führten zu einer 
Verbesserung der Gesundheitsversorgung, aber auch zur Erforschung von neuen 
Werkstoffen und neuen Arten von Computern. In Zukunft werde die Bevölkerung 
des Landes zurückblicken und erkennen, wie gut es gewesen sei, in der Vergan-
genheit auf Konsum verzichtet und in die Zukunft investiert zu haben.
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Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP äußert, er begrüße die im Einzel-
plan 14 aufgrund der Hochschulfinanzierungsvereinbarung mehr zur Verfügung 
stehenden Mittel.

Auch ihm sei die große Zahl an Änderungsanträgen der Regierungsfraktionen 
aufgefallen. Ihm stelle sich die Frage, ob der eigentliche Haushaltsentwurf nicht 
gut vorbereitet worden sei. Die Änderungsanträge seien insofern positiv, als da-
durch mehr Geld in die Bereiche Wissenschaft, Forschung und Kunst fließe. Je-
doch halte er die Schwerpunktsetzungen für falsch, was sich in den Änderungs- 
und Entschließungsanträgen seiner Fraktion widerspiegle. 

Zu beachten sei, dass zu viele Leuchtturmprojekte nicht zwangsläufig zu mehr 
Nutzen führten. Leuchtturmprojekte müssten über solide Grundlagen verfügen. 
Die Landesregierung müsse beispielsweise beim Innovationscampus „Health & 
Life Science Alliance“ zunächst vorgeben, wie eine Zusammenarbeit vor Ort aus-
sehen könnte, bevor sie entsprechende Mittel in das Projekt stecke.

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst führt aus, im Einzelplan 12 
sei eine Rücklage für Inflations- und Energiepreisrisiken in Höhe von 1 Milliarde € 
vorgesehen. Außerdem sei beschlossen worden, dass alle unmittelbaren Landes-
einrichtungen, für die der Landesbetrieb Vermögen und Bau Baden-Württemberg 
die Energiekosten nicht übernehme, in der Rücklage des Einzelplans 12 Berück-
sichtigung fänden. Ihr Haus prüfe in Zusammenarbeit mit dem Ministerium für 
Finanzen, wann erste Abschläge für die Einrichtungen im kommenden Jahr über-
nommen werden könnten. Jedoch sei die Entscheidungslage beim Bund und bei 
vielen Partnern noch unklar. Das Land werde auf die Entscheidungen des Bundes 
reagieren. Wie für alle anderen Geschäftsbereiche gelte auch für den des MWK, 
dass ein Teil der Einsparungen von den Einrichtungen übernommen werde. Es 
gehe in diesem Zusammenhang um eine Größenordnung von 20 %. Die genauen 
Anforderungen müssten für den Einzelfall beurteilt werden. Die Energiekosten 
für die Einrichtungen habe sie im Blick. Das MWK sei in diesem Bereich ein ver-
lässlicher Partner. 

Zur Zahl der Abschlüsse in den verschiedenen Studiengängen könne sie nichts 
sagen; dies müsse sie sich ansehen. Im pädagogischen Bereich sei ein Aufwuchs 
der Zahl der Studienplätze gefordert worden. In letzter Zeit sei die Zahl der Stu-
dienplätze bereits erhöht worden. Ihrer Meinung nach bestehe derzeit eher das 
Problem, dass nicht alle vorhandenen Studienplätze belegt seien. Eine weitere Er-
höhung der Zahl der Studienplätze wäre demnach nur symbolischer Natur. 

In den nächsten Jahren bestehe eine große Aufgabe darin, in allen Bereichen die 
Zahl der Studierenden in den Blick zu nehmen. Bezüglich der Studienanfänger-
zahlen müssten die Hochschulen in die Lage versetzt werden, mittels Marketing-
maßnahmen und struktureller Veränderungen in den Eingangsjahren die Ein-
stiegszahlen wieder zu erhöhen. Wenn alle verfügbaren Einstiegsplätze belegt 
seien, müsse geprüft werden, ob ein weiterer Ausbau der Kapazitäten im pädago-
gischen Bereich sinnvoll sei.

Mit den Hochschulen für angewandte Wissenschaften sei vereinbart worden, die 
Einführung des Promotionsrechts nicht mit einem sofortigen Personalaufwuchs 
zu verbinden. Ein Personalaufwuchs zöge enorme strukturelle Verschiebungen 
nach sich. Die Hochschulen für angewandte Wissenschaften würden sich durch 
mehr Personal in ihrer Grundstruktur immer weiter den Universitäten annähern, 
was weitere Konsequenzen hätte. Sie halte die Einführung des Promotionsrechts 
für eine gute Entwicklung. Auf absehbare Zeit müssten die Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften aber mit dem bereits vorhandenen Personal auskommen.

Der Rückgang des Haushaltsansatzes für die Duale Hochschule Baden-Württem-
berg hänge mit Stellenumschichtungen in den Jahren 2021 und 2022 zusammen, die 
jetzt „scharf“ abgerechnet werden müssten. Es handle sich um eine rückwirkende 
Richtigstellung der Richtsätze für Stellen. Die erneute Erhöhung der Mittel im Jahr 
2024 stehe im Zusammenhang mit der Umsetzung der Hochschulfinanzierungsver-
einbarung und mit der damit zusammenhängenden Dynamisierung der Mittel. 
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Der endgültige Standort der Forschungsstelle für Rechtsextremismus sei derzeit 
noch unbekannt. Aller Voraussicht nach falle eine Entscheidung im Februar des 
nächsten Jahres. 

In Bezug auf psychologische Beratungsstellen hätten die Studierendenwerke eine 
auf zwei Jahre befristete Aufstockung der Mittel vorgeschlagen. Das MWK wer-
de die Entwicklung des Bedarfs genau beobachten. Im Jahr 2024 müsse geprüft 
werden, ob eine weitere Steigerung der Mittel notwendig sei. In den Jahren 2025 
bis 2029 müsse dann die bedarfsgerechte Unterstützung noch einmal in den Blick 
genommen werden. Die im Einzelplan 14 vorgesehenen Mittel seien in Zusam-
menarbeit mit den Studierendenwerken angesetzt worden.

Das Thema Chancengleichheit sei eine Herzensangelegenheit für alle. Momen-
tan arbeite ihr Haus daran, das Wrangell-Stipendium neu aufzustellen. In den 
nächsten Monaten solle die Konzeption überarbeitet werden, die sich stärker am 
Thema Juniorprofessuren orientiere und die Erfahrungen der letzten Jahre berück-
sichtigen werde. Diese Umstellung wolle sie abwarten. Danach könne das MWK 
beurteilen, ob es einen Mittelmehrbedarf sehe.

Sanierungen seien auch für das MWK ein zentrales Thema. Das Ministerium  
stehe diesbezüglich vor enormen Herausforderungen, sei in verschiedenen Be-
reichen aber bereits aktiv geworden. Es stünden viele Termine für Neu- und Um-
baueröffnungen an. Sie habe das Gefühl, es werde viel auf den Weg gebracht. 
Trotzdem sei klar, das MWK müsse mit den Universitätskliniken an einem Mas-
terplan arbeiten. Aber auch die anderen Einrichtungen dürften nicht vernachläs-
sigt werden. Da hierbei enorme Aufgaben zu bewältigen seien, arbeite das MWK 
mit dem Finanzministerium und dem Landesbetrieb Vermögen und Bau Baden-
Württemberg zusammen.

Sie schmerze die Kürzung der Mittel im Bereich der kulturellen Teilhabe. Wie der 
Berichterstatter bereits ausgeführt habe, sei das MWK mit enormen Auflagen im 
Zusammenhang mit der globalen Minderausgabe konfrontiert. Das MWK müsse 
viele Vorgaben erfüllen. Aufgrund der Größe und der Struktur des Geschäfts-
bereichs des MWK sowie der Verpflichtungen im Rahmen der Hochschulfinan-
zierungsvereinbarung habe ihr Haus für Einsparungen diejenigen Bereiche in den 
Blick genommen, bei denen bereits in den letzten Jahren Einsparungen erreicht 
worden seien. Das MWK handle in diesem Zusammenhang stets nach bestem 
Wissen und Gewissen.

Für die Eiszeitkunst sei das MWK nicht zuständig. Die Eiszeitkunst falle zusam-
men mit der Landesarchäologie in die Zuständigkeit des Ministeriums für Landes-
entwicklung und Wohnen. Wie bereits ausgeführt, müssten die Beteiligung der 
Universität Tübingen und die museale Präsentation der Eiszeitkunst weiterhin im 
Blick behalten werden. 

In den Zuständigkeitsbereich des MWK falle u. a. das Museum in Blaubeuren, 
das einen Teil des Weltkulturerbes Eiszeitkunst präsentiere. Die Universität Tü-
bingen sei durch einen an Grabungen beteiligten Archäologieprofessor weiterhin 
im Beirat und den Gremien des Museums Blaubeuren vertreten. Über die Univer-
sität Tübingen habe das MWK also Einfluss. 

Durch die Entscheidung, Fundstücke dezentral und fundortnah zu präsentieren, 
seien unterschiedliche Trägerschaften entstanden, die zu einer Mischstruktur ge-
führt hätten. Die Gesamtheit des Themas liege aber in der Zuständigkeit des Mi-
nisteriums für Landesentwicklung und Wohnen. Beide Ministerien stünden im 
Austausch und wollten die bestmöglichen Lösungen herbeiführen. Wegen unter-
schiedlicher Gegebenheiten an den verschiedenen Standorten sei die Rolle der 
Universität Tübingen in den jeweiligen Gremien ebenfalls unterschiedlich. 

Auch nach ihrem Dafürhalten seien zu viele Innovationscampusprojekte und -mo-
delle nicht zielführend. Mit den nun auf den Weg zu bringenden Innovationscam-
pusmodellen seien die zentralen Themen angesprochen worden. Ihrer Meinung 
nach werde mit dem Innovationscampus „Health & Life Science Alliance“ in Hei-
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delberg und Mannheim ein gutes Fundament gebaut. Die diesem Innovationscam-
pus angegliederten Universitätskliniken Heidelberg und Mannheim, die beide zur 
Universität Heidelberg gehörten, seien herausragende Universitätskliniken, die un-
geachtet der Trägerstruktur des städtischen Klinikums Mannheim gut zusammenar-
beiteten. Unabhängig von zu treffenden Entscheidungen bezüglich der Trägerschaf-
ten der Universitätskliniken werde das Thema „Health & Life Science Alliance“ 
mit den in der Vergangenheit angestoßenen und zukünftig geplanten Maßnahmen 
weiter vorangebracht. Sie erwarte auch für die Zukunft eine gute Zusammenarbeit 
der beiden Universitätskliniken und die Lösung der finanziellen Fragen.

Das MWK wolle auch in diesen schwierigen Zeiten das Thema Innovation weiter 
voranbringen und den Forschungsstandort Baden-Württemberg stärken. Auch das 
Thema Lehre und die Studierenden dürften nicht aus dem Blick verloren werden. 
Die eingebrachten Vorschläge seien hilfreich auf dem Weg, diese Ziele zu er
reichen.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE erwähnt, Karlsruhe habe sich nicht als 
Ort für die Forschungsstelle Rechtsextremismus beworben. Diese könne also nur 
an einen anderen Standort vergeben werden. Die Dokumentationsstelle Rechts-
extremismus sei im Generallandesarchiv Karlsruhe angesiedelt worden und werde 
intensiv mit der Forschungsstelle Rechtsextremismus kooperieren. Die Entschei-
dung, wohin die Forschungsstelle komme, falle Anfang des nächsten Jahres in 
einem wettbewerblichen Verfahren. 

Im Einzelplan 14 habe er nicht ersehen können, dass ganz neue Koordinierungs-
stellen geschaffen worden seien. Eine Koordinierungsstelle sei im Bereich Inno-
vation bis 2027 verstetigt worden. Er bitte die Abgeordnete der Fraktion der SPD 
diesbezüglich um Konkretisierung.

Die große Zahl der Änderungsanträge der Regierungsfraktionen sei eigentlich ein 
gutes Zeichen. Dadurch flössen weitere Mittel in die Bereiche Bildung und Hoch-
schulen und würden Schwerpunkte gesetzt. Zum Zeitpunkt der Aufstellung des 
Haushaltsplans sei noch nicht absehbar gewesen, wie die finanziellen Rahmenbe-
dingungen aussähen. Im Rahmen der Verhandlungen sei nun deutlich geworden, 
welche finanziellen Möglichkeiten bestünden. Daraufhin sei nachgebessert wor-
den, vor allem in den Bereichen Schule, Bildung, Kultur und Hochschulen.

Den Entschließungsantrag 14/65 der Regierungsfraktionen betreffend weise er auf 
einen wichtigen Unterschied hin. Bei den bereits eingerichteten Innovationscam-
pusprojekten sei die Finanzierung schon sichergestellt worden; für die geplanten 
Innovationscampusmodelle werde die Landesregierung ersucht, diese langfristig 
auskömmlich zu finanzieren. Die Innovationscampusprojekte stellten immer wie-
der neue Anforderungen an das Land, die nicht vorhersehbar seien. Dies sei bei-
spielsweise beim „InnovationsCampus Mobilität der Zukunft“ deutlich geworden. 
Durch die Innovation an sich und die ablaufenden Prozesse seien neue Gedanken 
entstanden, die ebenfalls ausfinanziert worden seien. Daher bilde eine auskömm-
liche Finanzierung das Ziel für die Zukunft.

Dem Änderungsantrag 14/34 (insgesamt) wird mehrheitlich zuge-
stimmt.

Kapitel 1401 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 1402

Allgemeine Bewilligungen

Dem Änderungsantrag 14/35 (insgesamt) wird mehrheitlich zuge-
stimmt.

Dem Änderungsantrag 14/36 wird einstimmig zugestimmt.
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Dem Änderungsantrag 14/37 wird mehrheitlich zugestimmt.

Der Änderungsantrag 14/1 wird mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 14/38 wird mehrheitlich zugestimmt.

Die Änderungsanträge 14/5, 14/6 und 14/7 werden jeweils mehr-
heitlich abgelehnt.

Kapitel 1402 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Der Entschließungsantrag 14/21 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 1403

Allgemeine Aufwendungen für die Hochschulen

Der Änderungsantrag 14/2 wird mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 14/39 (insgesamt) wird mehrheitlich zuge-
stimmt.

Die Änderungsanträge 14/23, 14/24 und 14/8 werden jeweils mehr-
heitlich abgelehnt.

Der Vorsitzende weist darauf hin, dass über den Änderungsantrag 12/13, der bei 
diesem Kapitel wegen des Sachzusammenhangs mit aufgerufen gewesen sei, im 
Rahmen der Beratung des Einzelplans 12 abgestimmt werde.

Dem Änderungsantrag 14/40 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 1403 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Die Entschließungsanträge 14/9, 14/22 und 14/25 werden jeweils 
mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 1405 

Bildungsplanung und überregionale Angelegenheiten

Dem Änderungsantrag 14/41 (insgesamt) wird einstimmig zuge-
stimmt.

Kapitel 1405 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge-
nehmigt.

Kapitel 1406

Internationale wissenschaftliche Zusammenarbeit

Dem Änderungsantrag 14/42 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 1406 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 1407 mehrheitlich genehmigt.

Der Entschließungsantrag 14/26 wird mehrheitlich abgelehnt. 
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Kapitel 1408

Ausbildungsförderung

Der Änderungsantrag 14/10 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 1408 einstimmig genehmigt. 

Kapitel 1409 einstimmig genehmigt.

Der Entschließungsantrag 14/11 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 1410

Universität Freiburg einschließlich Klinikum

Dem Änderungsantrag 14/43 wird einstimmig zugestimmt.

Kapitel 1410 mit der beschlossenen Änderung einstimmig geneh-
migt.

Kapitel 1412 und Kapitel 1414 jeweils einstimmig genehmigt.

Kapitel 1415

Universität Tübingen einschließlich Klinikum

Dem Änderungsantrag 14/44 wird einstimmig zugestimmt.

Kapitel 1415 mit der beschlossenen Änderung einstimmig geneh-
migt.

Kapitel 1417

Karlsruher Institut für Technologie (KIT)

Der Vorsitzende ruft den Änderungsantrag 14/3 mit zur Beratung auf. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD vertritt in Erläuterung dieses Änderungs-
antrags die Auffassung, Deutschland betreibe, wie allseits bekannt, die dümmste 
Energiepolitik der Welt. Mit dem Ausstieg aus der Kernkraft und der Kohleverstro-
mung habe sich Deutschland energiepolitisch ins Aus geschossen. Dass die erneuer-
baren Energien ohne die notwendigen Stromspeicher nicht funktionierten, müsste 
im Grunde jeder wissen. Dies zeige sich gerade auch bei Windkraftanlagen. 

Er erklärt, die AfD wolle, dass die Energiepolitik wieder auf stabile Füße ge-
stellt werde. Die Kernkraft sei dazu der richtige Weg. Mittlerweile mache die 
Forschung Fortschritte und entwickle neuere Reaktortypen. In Deutschland gebe 
es etwa das Patent auf den Dual-Fluid-Reaktor, der den großen Vorteil habe, dass 
der Brennstoff flüssig sei und die Energie durch entsprechende Kopplung übertra-
gen werde, was physikalisch gesehen dazu führe, dass es keinen Super-GAU oder 
Meltdown gebe. 

Vor diesem Hintergrund spreche er sich dafür aus, die Kernenergieforschung wie-
der neu aufzusetzen. Wünschenswert wäre insbesondere ein Forschungsreaktor, 
wie ihn die TU München habe. Das KIT wäre hierfür ein geeigneter Ort, und die 
Mittel hierfür wären mit Blick auf den immensen Gewinn gut eingesetzt. Deutsch-
land könnte sich damit aus der Energiefalle und der nicht länger gewünschten 
Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen befreien und technologisch wieder eine 
Vorreiterposition einnehmen. 
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Der Änderungsantrag 14/3 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 1417 einstimmig genehmigt. 

Der Vorsitzende schlägt vor, über Kapitel 1418 bis Kapitel 1421 gemeinsam ab-
zustimmen. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP bittet darum, über Kapitel 1421 ge-
trennt abzustimmen. 

Kapitel 1418 bis Kapitel 1420 in gemeinsamer Abstimmung ein-
stimmig genehmigt.

Kapitel 1421 einstimmig genehmigt. 

Kapitel 1424

Badische Landesbibliothek

Den Änderungsanträgen 14/45 und 14/77 (insgesamt) wird jeweils 
mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 1424 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt. 

Kapitel 1425

Württembergische Landesbibliothek

Der Änderungsantrag 14/12 (insgesamt) wird mehrheitlich abge-
lehnt.

Den Änderungsanträgen 14/46 (insgesamt) und 14/47 wird jeweils 
mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 1425 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 1426 mehrheitlich genehmigt.

Die Entschließungsanträge 14/14 und 14/33 werden jeweils mehr-
heitlich abgelehnt. 

Kapitel 1427 bis Kapitel 1442 in gemeinsamer Abstimmung ein-
stimmig genehmigt. 

Kapitel 1443

Hochschule Furtwangen

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD bittet um Erläuterung des Änderungs-
antrags 14/48, den die Regierungsfraktionen zu diesem Kapitel vorgelegt hätten. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU führt aus, die Region, die den Campus 
der Außenstelle der Hochschule Furtwangen in Tuttlingen trage, solle aus Grün-
den der Gleichbehandlung mit dem Standort Schwäbisch Hall als Außenstelle 
der Hochschule Heilbronn ebenfalls eine Reduktion des Anstiegs ihrer Beiträge 
erfahren. Der Region werde damit das Signal gegeben, zu dieser Außenstelle zu 
stehen. 



41

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3714

Dem Änderungsantrag 14/48 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 1443 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 1444 bis Kapitel 1456 in gemeinsamer Abstimmung ein-
stimmig genehmigt. 

Kapitel 1457

Hochschule Stuttgart (Technik)

Der Änderungsantrag 14/15 (insgesamt) wird mehrheitlich abge-
lehnt.

Kapitel 1457 einstimmig genehmigt. 

Kapitel 1459 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 1461 und Kapitel 1462 jeweils einstimmig genehmigt.

Kapitel 1463

Hochschule für öffentliche Verwaltung Kehl

Dem Änderungsantrag 14/49 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 1463 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt. 

Der Entschließungsantrag 14/27 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 1464 einstimmig genehmigt.

Der Entschließungsantrag 14/28 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 1466 einstimmig genehmigt. 

Kapitel 1467

Staatliches Museum für Naturkunde Stuttgart

Der Vorsitzende ruft den Änderungsantrag 14/50 mit zur Beratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD führt zu diesem Änderungsantrag und 
mit Blick auf den Änderungsantrag 14/59 aus, eine Mittelaufstockung für das 
Landesmuseum Württemberg halte sie für richtig. Dies jedoch im Wege einer 
Umschichtung von für das Naturkundemuseum Stuttgart vorgesehenen Mitteln 
vorzunehmen, erachte sie als fragwürdig. 

Der Staatssekretär im Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst ant-
wortet darauf, schon in den vergangenen Jahren seien durch das Naturkundemu-
seum Stuttgart Investitionsmittel nicht abgerufen worden. Es liege insofern eine 
Bedarfsverschiebung vor, die mit dem Änderungsantrag abgebildet werde. 

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE ergänzt, Museen hätten unterschiedliche 
Ausstellungen. Die Mittelausstattung würden sie daher in von Jahr zu Jahr un-
terschiedlicher Höhe in Anspruch nehmen. Innerhalb der Museumslandschaft in 
Stuttgart solle eine haushaltsneutrale Umschichtung erfolgen, ohne dass es zu 



42

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3714

einer folgenschweren Beeinträchtigung der Arbeit des Naturkundemuseums kom-
me. Er halte diesen Weg für adäquat. 

Das Thema „Dauerausstellung im Naturkundemuseum Stuttgart“ und die damit 
verbundenen Fragestellungen müssten sicherlich einmal grundsätzlich angegan-
gen werden. 

Er verdeutlicht, von einer Kürzung der Haushaltsansätze solle abgesehen werden, 
um die Flexibilität in den Folgejahren zu erhalten.

Dem Änderungsantrag 14/50 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 1467 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 1468

Duale Hochschule Baden-Württemberg 

Dem Änderungsantrag 14/51 wird einstimmig zugestimmt.

Kapitel 1468 mit der beschlossenen Änderung einstimmig geneh-
migt. 

Kapitel 1469

Landesarchiv Baden-Württemberg 

Die Änderungsanträge 14/16 (insgesamt) und 14/4 (insgesamt) 
werden jeweils mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 14/52 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 1469 mit der beschlossenen Änderung mehrheitlich geneh-
migt.

Kapitel 1470 bis Kapitel 1477 in gemeinsamer Abstimmung ein-
stimmig genehmigt. 

Kapitel 1478

Allgemeine Aufwendungen für Kunst, Literatur 
sowie die Kunsthochschulen

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 14/17 bis 14/19, 14/29 sowie 14/53 
bis 14/61 mit zur Beratung auf. 

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD fragt, warum die sinnvollen Zuschüsse 
für die Popakademie Baden-Württemberg aus dem Innovationsfonds genommen 
werden sollten – der doch dazu diene, kreative Ideen gerade der vielen kleineren 
Einrichtungen im kulturellen Bereich als Beitrag zur kulturellen Teilhabe im Land 
zu fördern. 

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE bringt vor, es sei geprüft worden, welche 
Möglichkeiten bestünden, die Popakademie im Sinne der nötigen Inflations- und 
Personalkostenausgleiche zu unterstützen. Der Innovationsfonds sei in den letzten 
Jahren nicht komplett ausgeschöpft worden, und so erscheine dies nun als gang-
barer Weg zu einer unmittelbaren Unterstützung der Popakademie. 



43

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3714

Inwiefern für die kommenden Haushaltsjahre grundsätzlich wieder ein Inflations- 
und Personalkostenausgleich in der entsprechenden Finanzierungsvereinbarung 
vorgesehen werden solle, müsse sich dann zeigen. 

Er betont, der „Leuchtturm“ Popakademie sei für die Kulturlandschaft essenziell. 
Hier dürfe kein Schaden entstehen, der in den nächsten Jahren dann nicht mehr 
reparabel wäre. 

Der Staatssekretär im Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst fügt 
hinzu, die Alternative wäre gewesen, anderen Institutionen Mittel zu kürzen. Es 
gebe zudem bereits einige Projektförderungsmaßnahmen wie die Baden-Würt-
temberg Stiftung. 

Den Änderungsanträgen 14/54 und 14/55 wird jeweils mehrheitlich 
zugestimmt.

Die Änderungsanträge 14/29 und 14/17 werden jeweils mehrheit-
lich abgelehnt. 

Dem Änderungsantrag 14/56 wird mehrheitlich zugestimmt.

Dem Änderungsantrag 14/57 wird einstimmig zugestimmt.

Der Änderungsantrag 14/18 (insgesamt) wird mehrheitlich abge-
lehnt. 

Den Änderungsanträgen 14/58 (insgesamt) und 14/53 wird jeweils 
einstimmig zugestimmt. 

Dem Änderungsantrag 14/59 wird mehrheitlich zugestimmt. 

Dem Änderungsantrag 14/60 wird einstimmig zugestimmt.

Dem Änderungsantrag 14/61 wird mehrheitlich zugestimmt. 

Der Änderungsantrag 14/19 wird mehrheitlich abgelehnt. 

Kapitel 1478 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt. 

Kapitel 1479 einstimmig genehmigt.

Kapitel 1480 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 1481

Aufwendungen für nichtstaatliche Bühnen, 
Festspiele und Orchester

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 14/62 und 14/63 mit zur Beratung auf. 

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD bringt vor, mit dem Änderungsantrag 
14/62 der Regierungsfraktionen sollten die Mittel für LEDs an der Württember-
gischen Landesbühne Esslingen bereitgestellt werden. Sie halte eine solche Be-
zuschussung für gut; dies sei allerdings nur ein Tropfen auf den heißen Stein. 
Die eigentlich gravierende Problematik seien der enorme Investitions- bzw. Sa-
nierungsstau und ungeklärte Fragen bezüglich Brandschutz, Lüftungstechnik und 
energetischer Sanierung. Zu verweisen sei aber auch auf die laufende Diskussion 
um Mieten, Abschreibungen etc. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU antwortet, im Land gebe es wie überall 
fraglos eine Menge zu tun, und dies bei beschränkten Mitteln. Wenn auch nicht 
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alles Notwendige sofort erfolgen könne, so werde mit der vorgeschlagenen Maß-
nahme der Förderung der Umstellung auf LED-Beleuchtung doch ein wichtiger 
Schritt getan. Es werde nämlich an einer Stelle angesetzt, wo sehr schnell relativ 
viel an CO2 eingespart werden könne. 

Jede Energieeinsparmaßnahme, jede Verbesserung sei so gesehen ein Tropfen auf 
den heißen Stein. In der Summe der Einzelmaßnahmen könne aber doch Beacht-
liches erreicht werden.

Der Staatssekretär im Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst weist 
ergänzend darauf hin, zuständig für die in Rede stehenden Baumaßnahmen sei die 
Stadt Esslingen. 

Den Änderungsanträgen 14/62 und 14/63 wird jeweils einstimmig 
zugestimmt.

Kapitel 1481 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt. 

Kapitel 1482 bis Kapitel 1484 in gemeinsamer Abstimmung ein-
stimmig genehmigt.

Kapitel 1485

Landesmuseum Württemberg

Dem Änderungsantrag 14/64 wird einstimmig zugestimmt. 

Kapitel 1485 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge-
nehmigt. 

Kapitel 1486 bis Kapitel 1495 in gemeinsamer Abstimmung ein-
stimmig genehmigt. 

Kapitel 1499

Sonstige wissenschaftliche Forschungsinstitute und allgemeine 
Aufwendungen für Wissenschaft und Forschung

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 14/20, 14/30 bis 14/32 und 14/66 bis 
14/76 sowie den Entschließungsantrag 14/65 mit zur Beratung auf. 

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD merkt an, im Änderungsantrag 14/66 
der Regierungsfraktionen gehe es um Bleibeverhandlungen für den Direktor des 
Walter Eucken Instituts. Ihre Fraktion sei etwas erstaunt darüber, dass in diesem 
Rahmen über Konsequenzen von Bleibeverhandlungen in Form von einer Auf
stockung der Mittel gesprochen werde. 

Grundsätzlich sollten die im Rahmen von Bleibeverhandlungen gemachten Zusa-
gen auch konsequent umgesetzt werden. Dies sei bedauerlicherweise nicht immer 
der Fall, wie das Beispiel Linden-Museum Stuttgart zeige.

Dem Änderungsantrag 14/66 wird einstimmig zugestimmt.

Dem Änderungsantrag 14/67 wird mehrheitlich zugestimmt. 

Dem Änderungsantrag 14/68 wird einstimmig zugestimmt.

Der Änderungsantrag 14/30 wird mehrheitlich abgelehnt. 
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Dem Änderungsantrag 14/69 (insgesamt) wird einstimmig zuge-
stimmt.

Dem Änderungsantrag 14/70 wird mehrheitlich zugestimmt. 

Der Änderungsantrag 14/31 wird mehrheitlich abgelehnt. 

Dem Änderungsantrag 14/71 (insgesamt) wird einstimmig zuge-
stimmt.

Der Änderungsantrag 14/32 wird mehrheitlich abgelehnt.

Den Änderungsanträgen 14/72 (insgesamt) und 14/73 wird jeweils 
einstimmig zugestimmt.

Der Änderungsantrag 14/20 wird mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 14/74 (insgesamt) wird mehrheitlich zuge-
stimmt. 

Dem Änderungsantrag 14/75 (insgesamt) wird einstimmig zuge-
stimmt. 

Dem Änderungsantrag 14/76 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 1499 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt. 

Dem Entschließungsantrag 14/65 wird mehrheitlich zugestimmt. 

Der Vorsitzende stellt fest, dass für den Bereich des Einzelplans 14 keine Wort-
meldungen zu Projekten vorlägen, die im Einzelplan 12 – Allgemeine Finanzver-
waltung – veranschlagt seien. 

12.12.2022

Alexander Salomon
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